
 

 

 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Warnstreikaufruf 
 

Warnstreikaufruf 

Die Tarifgemeinschaft deutscher Länder weigert sich nach wie vor unserer Forderung nach 
mehr Entgelt nachzukommen. Die Arbeitgeber machen damit deutlich, dass sie im Gegen-
satz zu vielen Bürgerinnen und Bürgern die Arbeit im öffentlichen Dienst nicht wirklich 

wertschätzen. Statt auf Schuldenbremsen und geringe Inflationsraten zu verweisen, sollten 
die Arbeitgeber endlich erkennen: 

WIR SIND ES WERT! 
Dies gilt nicht nur für das Entgelt, sondern auch für die Lebensperspektive junger Auszu-
bildender und Beschäftigter und die Absicherung nach dem Erwerbsleben. 
  

 

Deshalb: 
 Erhöhung der Entgelte um 5,5 Prozent,  
mindestens aber um 175 Euro 

 Erhöhung der Ausbildungsentgelte um 100 Euro 
 Verbindliche Übernahmeregelung für Auszubildende 
 Ausschluss sachgrundloser  Befristungen 

 

Dafür streiken wir! 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Warnstreiks 

sind zulässig! 

 

Wir rufen alle Tarifbeschäftigten und Auszubildenden der: Alice-Salomon-
Hochschule, Beuth-Hochschule, Freien Universität, Hochschule für Musik 

„Hanns Eisler“, Hochschule für Schauspielkunst „Ernst Busch“, Hochschule 
für Wirtschaft und Recht, Humboldt-Universität, Kunsthochschule Berlin-
Technischen Universität, Universität der Künste, der Zentral- und Landes-

bibliothek und des Lette-Vereins 

 

am Donnerstag, den 26. März 2015 
ab Dienstbeginn ganztägig 

zum Warnstreik auf! 
Treffpunkt: 10:30 Uhr, Molkenmarkt (nähe U-Bhf.  
Klosterstr.), Sammelpunkt Fachbereich Bildung,  
Wissenschaft und Forschung Ecke Jüdenstraße/ 
Molkenmarkt am Alten Stadthaus 

 
Die Streikgelderfassung wird bei der Abschlusskundgebung auf dem  
Gendarmenmarkt durchgeführt. 



 

Warnstreiks sind zulässig! 

„Gewerkschaftliche Warnstreiks sind nach Ablauf der Friedenspflicht auch während  
laufender Tarifverhandlungen zulässig“  

(BAG v. 12.09.1984). 
 

 
 Der Streik ist ein Grundrecht zur Durchset-

zung unserer Forderungen (Art. 9 Abs. 3 des 
Grundgesetzes)! 

 Die Teilnahme an einem rechtmäßigen 
Streik stellt keine Verletzung des Arbeits-
vertrags dar. Der bestreikte Arbeitgeber 
darf streikende Arbeitnehmer/innen 
nicht abmahnen oder sogar kündigen! 

 Während des Streiks ruht das Arbeitsver-
hältnis. Arbeitnehmer/innen brauchen in 
dieser Zeit keine Arbeitsleistung erbringen 
und unterliegen nicht dem Weisungs-
recht des Arbeitgebers. Ein Anspruch auf 
Arbeitsentgelt besteht für die Dauer des 
Streiks nicht. Gewerkschaftsmitglieder 
erhalten Streikunterstützung! 

 Die Anordnung von Überstunden aus 
Anlass der Teilnahme am Streik ist rechts-
widrig und unwirksam. 

 Eine Verpflichtung zur Nacharbeit der 
durch den Streik ausgefallenen Arbeitsstun-
den besteht nicht. 

 In Arbeitskämpfen darf der Arbeitgeber 
„Notdienstarbeiten“ nicht einseitig orga-
nisieren und einzelne Arbeitnehmer/innen 
hierauf verpflichten! Notdienstvereinbarun-
gen werden ausschließlich mit Zustimmung 
der Streikleitung vereinbart! 

 Um einen reibungslosen, ordnungsgemäßen 
und erfolgreichen Streik zu gewährleisten, 
haben sich alle Kolleginnen und Kollegen an 
die Anweisungen der Streikleitung zu 
halten. 

 Über das Ende bzw. die Unterbrechung 
des Streiks entscheidet allein die Streiklei-
tung! 

 

 


